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in Breslau 2 Thaler, außerhalb inel. Porto f — 8 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ Anſſallen 
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No. 76. Mittag⸗Ausgabe. Verlag von Eduard Srewendt Dinstag den 14. Februar 1860. 


bräuchen der chriſtlichen Kirche und revolutionären Urſprungs. Ein ſolches 
Urtheil ſteht mit allen hiſtoriſchen Thatſachen im Widerſpruch. Die Kirche 
hat Jahrhunderte lang den Grundſatz befolgt, daß es zur Schließung einer 
Ehe nicht gerade einer kirchlichen Feier bedarf, ſondern hauptſächlich des 
Conſenſus der Ehegatten, und wenn ſpäter von dieſem Grundſatze abgegan⸗ 
gen worden iſt, jo geſchah es, weil man das Clandeſtiniren der Ehen ver⸗ 
meiden und das Stattfinden der Ehe nach allen Seiten hin öffentlich feſt⸗ 
ſtellen wollte. Was alſo die Kirche jo lange hat unbeanſtandet geſchehen 
laſſen, kann nicht fo verwerflich fein. Auch was den redolutionären Urſprung 
der Civilehe betrifft, ſo hat es damit eine andere Bewandtniß. Es iſt kei⸗ 
nesweges richtig, daß die bürgerliche Ehe exit jeit der franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion bekannt jei. Schon unter den Königen beſtehen Verordnungen, welche 
ein Cheſchließen auf andere als die üblichen Modalitäten zulaſſen, und dieſe 
Verordnungen verdanken ihren rene zum Theil den Hugenotten (Edikt 
von Nantes). Nach Aufhebung dieſes dikts fehlt es an einer beſtimmten 
Baſis, bis endlich Ludwig XVI. ein ausführliches Geſetz erließ, worin den⸗ 
jenigen, welche ſich zur „eglise prétendre réformée“ bekennen, erlaubt war, 
entweder vor einem katholiſchen Geiſtlichen ꝛc. oder vor dem Richter die Ehe 
einzugehen. Und dies geſchah im Jahre 1787, alſo zu einer Zeit, wo Lud⸗ 
wig XVI. noch in der vollen, unumſchränkten Ausübung jeiner Macht ſich 
befand. In den Revolutionszeiten ging man freilich einen Schritt weiter, 
und führte die obligatoriſche Civilehe ein. In England iſt die fakultative Ci⸗ 
vilehe eben ſo wenig revolutionären Urſprungs, und zwar hat dort die Be⸗ 
ſchwerde der Katholiken die erſte Veranlaſſung dazu gegeben. Die Einführung der 
obligator. Civilehe ſcheiterte in den 30er Jahren, und es erfolgte die fakult. Civil⸗ 
ehe, das heißt man dort die Wahl, ob man eine Ehe in der Hochkirche, oder 
in Kirchen, Kapellen dc. oder vor einem bürgerlichen Beamten eingehen will. 
Seitdem iſt man vollſtändig befriedigt und alle Beſchwerden ſind beſeitigt. 
Nach meiner Ueberzeugung ſind alle ausgeſprochenen Befürchtun en unbe⸗ 
gründet. Die evangeliſche Kirche iſt ſo ſtark und ihr Einfluß au die Ge⸗ 
müther ein ſo mächtiger, daß das innere Bedürfniß doch immer 82 Kirche 
zurückführen wird. Einzelne Fälle, welche in irgend einem Winkel der Mo⸗ 
narchie vorkommen mögen, können nicht in Betracht kommen. Die Concu⸗ 
binate nehmen zu, die Austritte aus den Kirchen werden immer häufiger. 
Solcher Austritte erfolgten im Jahre 1854: 30, 1855: 70, 1856: 78, 1857: 
75; 1858 alſo nach Ein ührung der obengenannten Verordnung vom 8. Juni 
1858: 112, und 1859: 193, In derſelben er haben ſich die Civil 
ehen vermehrt, ſie waren in den gedachten Jahren: 27, 20, 25, 29, 50, 92. 
Es iſt nicht die Aufgabe des Staats zu Erklärungen zu drängen, die nicht 
ſein Gebiet, ſondern das der Kirche berühren. 
2 ri: re aut betrifft, jo iſt nicht ſelten ihre 
5 0 N ; 8 rung u altung fo bingeftellt, als ob fie mit den Tendenzen der Dem kratie iden⸗ 
mite der Generaldiskuſſion über Titel I. Abſchnitt 1 und 2 hat die Kom: zur Geltung zu bringen. In dem Art. 19 ift aber bereits dieſe Einführung liſch ve Th laſſe es ununterſucht, was daran falſch ſei, es icht kai 
laut die Diskuſſton über die 88 1 und 2 verbunden. Herr Dr. Stahl als Grundſatz anerkannt und das Bedürfniß iſt conſtatirt durch die Ver: falls hat aber ſolche Behauptung nicht Anwendung auf alle Perſonen, welche 
W ot es zweckmä ig, die Generaldiskuſſion über alle Theile zu erweitern,! wickelungen der Wiederverheirathung Geſchiedener und 2tens durch die Noth⸗] ſich z. B. zu der Gemeinde der Irvin ianer und Baptiſten halten. 
h omit nicht nispe chloſſen ſein mag, daß über den 3. Theil noch eine gefon: | wendigkelt, die Rechtsverhältniſſe der Diſſidenten zu regulariſiren. Was den] Wie ſehr der Staat verpflichtet ſei, Abhilfe ungeſäumt zu ſchaffen, geht 
erte Generaldiskuſſion ſtattfinde. Zu Titel I. Abſchnitt 1 und 2 find fol⸗erſten Punkt betrifft, ſo ſind die Redaktoren des Allgem. Landrechts von der ſchon, um nur Einzelnes anzuführen, aus einem Berichte bervor, welcher uns 
1 Verbeſſerungsanträge eingebracht worden: Anſicht ausgegangen, daß zwischen der Cheſcheidung und den Grundſätzen von Cöslin zugegangen it. Derſelbe beſtätigt arge Konflikte zwiſchen der 
| Von dem Herrn Grafen v. Itzenplitz und Herrn v. Frankenberg der proteſtantiſchen Kirche kein Widerſpruch ſtattfindet. Zur Aufklärung des Kirche und ſolchen Staatsangehörigen, welche von ihr die Einen der 
Das Herrenhaus wolle W he eben, ie g e. 4 ar 11. Des Al ein gand⸗ Che verlangen, ohne ſie erlangen 1 können. Die . Amendements 
ieße men haben, dienen die SS 442 u. il II. Tit. II. de em. Land⸗ ? cn i f 5 
rechts, wo von der n des katholiſchen Pfarrers, 4 Ehe ein: find als unpr altiſch zu bezeichnen, it dem Zanderſchen Vorſchlag Wurde 
zuſegnen, die Rede iſt. Solche Vorſchriften konnten nur in der Voraus⸗ 
ſetzung gegeben werden, daß ſich kein Widerſpruch erheben würde; der $ 442 
ſagt aber mit klaren Worten, daß eine geſetzlich zuläſſige Ehe auf 
irgend eine Art vollzogen werden muß. Während 30 bis 40 Jah⸗ 
ren nach Emanation des Allgemeinen Landrechts hat ſich kein Konflikt 
erhoben, und ſo ſtellt ſich denn heraus, daß der 8 136 Theil II. Tit. 1. 
des Allgemeinen Landrechts ohne Bedenken hätte feſtſetzen können, daß 
eine vollgiltige Che auch durch den Geſetzgeber vollzogen werden kann, 
denn der Geſetzgeber war ſich bewußt, daß ein Konflikt nicht entſtehen 
konnte. Einige geſchichtliche Data über den Hergang und über die Konflikte 
werden nicht ohne Intereſſe ſein. Im Jahre 1831 war in der ganzen Mo⸗ 
narchie nur ein Fall der Trauungsverweigerung und zwar in der Provinz 


eiſtlichen Ehegerichten nach kanoniſchem Rechte zu erkennen. Die Feſt⸗ 
ſielung der civilrechtlichen Verhältniſſe der Eheleute bleibt den Staats⸗ 
gerichten vorbehalten. 


f Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, 13. Februar, Nachmittags. Nach hier eingetrof⸗ 
fenen Nachrichten aus Madrid vom 11. d. Mts. hat der 
Marſchall Odonnell einen Tagesbefehl erlaſſen, in welchem 
er ſagt, daß er die Operationen ſo lange fortſetzen werde, bis 
der Feind um Gnade gebeten habe. Spanien beabſichtige nur 
Rache für die ihm angethanenen Beleidigungen zu nehmen und 
wolle nur für ſeine Verluſte entſchädigt ſein. 

Konſtantinopel, 13. Februar, Morgens. Die von dem 
„Pays“ gemeldete Nachricht, daß ein Aufſtand in Konſtan⸗ 


| Mot 
tinopel ausgebrochen ſei, iſt eine reine Erfindung. Es hat 
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iv: 
Die Berückſichtigung der katholiſch⸗kirchlichen Grundſaͤtze in Betreff 


der Che. 

Alle dieſe Anträge ſind hinreichend unterſtützt und kommen alle zur 
Debatte. > 

Gegen 15 Redner laſſen ſich zum Worte einſchreiben. 

Der Berichterſtatter Dr. Götze nimmt zuerſt das Wort. Es kommt ihm 
zuerſt darauf an, den Standpunkt, den die Commiſſion bei der Berathung 
über dieſes wichtige Seed eingenommen hat, ins Licht zu ſetzen. Die dies⸗ 
jährige Vorlage iſt nicht dieſelbe, welche ſchon im vorigen Jahre eingebracht 
war; ſie iſt genau dieſelbe, wie ſie aus den Bene des Abgeordneten⸗ 
hauſes im vorigen Jahre hervorgegangen iſt; es iſt alſo die Commiſſion mit 
einer neuen Vorlage beſchäftigt geweſen, und neue Motive waren zu erwäͤ⸗ 
gen. Die Commiſſion hat die Vorlage mit 13 Stimmen gegen 1 abgelehnt; 
ſie hat die Vorlage abgelehnt, weil ſie die Maßregel für ſehr bedenklich hielt, 
weil nirgends auch nur ein erheblicher Grund für deren Einführung vorhan⸗ 
den war. Die von der Staatsregierung angeführten Gründe, ſo wie die in 
der Commiſſion dagegen geltend gemachten Argumente werden von dem 
Herrn Berichterſtatter 8 1 einmal aufgeführt (hehe unfern Bericht), und er 
überläßt die Vertheidigung der e Amendements den Rednern. 

Der Juſtizminiſter Dr. Simons will zur Abkürzung der Debatte noch 
einmal die Geſinnung der Regierung dahin ausſprechen, daß die vorgeſchla⸗ 


Paris, 12. Februar, Es werden demnächſt Conferenzen in Paris ftatt- | gene Maßregel, ohne bedenkliche Uebelſtände hervorzurufen, nicht länger 
Fugen. Es ſind de fünf Großmächte zur Theilnahme an denſelben eingeladen. Dinausgejchoben werden darf, der Minifter wird ſeine Yusführungen mit 
eſterreich hat abgelehnt. Die vier übrigen Mächte werden über die vier] ſtatiſtiſchen Nachrichten e welche erſt ſeit ganz Kurzem zu ſeiner 
Vorſchläge Englands entscheiden. Der Vorſchlag Englands in Betreff Vene | Lenntniß gekommen ſind. Der eſezentwurf, jo bedeutend ſchon an und für 
digs iſt noch nicht von Frankreich angenommen. (H. N.) ſich, iſt auch zur Ausführung des Art. 19 der Verfaſſungs⸗Urkunde beſtimmt, 
und wenn auch der Wortlaut dieſes Artikels hiernach nicht berückſichtigt 
würde, ſo finde ſich doch ſchon in der Verfaſſungsurkunde und namentlich in 
den Ss 12 und 15 die Einführung der Civilehe vorgeſehen. Was nament⸗ 
lich den Artikel 15 betrifft, ſo iſt der evan eliſchen und der römiſch⸗katholi⸗ 
ſchen Kirche und den andern Religionsgeſe ſchaften, welche vom Staate ge⸗ 
duldet, zugeſtanden worden, ihre ürchlichen Angelegenheiten ſelbſt zu ordnen. 
Nachdem der Staat der Kirche eine ſolche Selbſtſtändigkeit eingeräumt hat, 
muß er auch darauf bedacht ſein, ihnen in allen übrigen Inſtitutionen dieſe 
Selbſtſtändigkeit zu ſichern, wenn er roße Nachtheile vermeiden will. Auch 
wenn der Art. 19 der Verfaſſungsur unde nicht exiſtirte, und es der gewöhn⸗ 
lichen Geſetzgebung überlaſſen wäre, die Angelegenheit zu ordnen, ſo wür⸗ 
den doch andere Umſtände dazu führen, die Einführung der Civilehe 


ſich weder eine Spur von einem Aufſtande gezeigt, noch iſt 
ein Grund zu einem ſolchen vorhanden. 

London, 13. Februar. Der heutige „Morniug⸗Herald“ 
theilt mit, daß die Freunde Derby's in einem am nächſten 
Mittwoch ſtatthabenden Meeting eine Uebereinkunft ihres Be⸗ 
nehmens in Bezug auf das Budget treffen werden. — Der 
Prinz von Oranien wird heute zum Beſuche der Manufaktur⸗ 
Diſtrikte abreifen. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


. Preußen. a 

d P. B. Berlin, 13. Febr. [Herrenhaus, Die Berathung über 
Pub Geſetzentwurf, das Eherecht betreffend, hatte ein zahlreiches 
ublikum in den Tribünen und den Logen für die Abgeordneten verſammelt. 

uch die Diplomatenloge iſt gefüllt. Es find etwa 130 Mitglieder anweſend. 

v on den Miniſtern ſind anweſend die Herren Simons, Graf Pückler, 
„Vethmann⸗Hollweg, v. Auerswald v. Patow. Nach mehrfachen 

Kibäfttichen Angelegenheiten wird die Tagesordnung in Angriff genommen, 
1 ie Kommiffion wünſcht, daß über jeden der 3 Titel eine geſonderte Gene⸗ 
aldiskuſſion ſtatt habe, wie ſie bereits in ihren Berathungen verfahren. In 
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ſich die Regierung allenfalls einverſtanden erklären können. 

Der Graf v. d. Gröben erhebt ſich gegen das Geſetz; auf dem Lande 
lebend kennt er das Urtheil der Landleute. Sie halten die jetzigen Wirren 
ſchon für ſchwer; wie würde es nun erſt werden? Das Erſte iſt für mich 
immer das Wort Gottes; und die Vorlage iſt ein Cingriff in das göttliche 
Recht. Gott ſelbſt hat die Ehe eingeſetzt, nur des Herzens Hartigkeit hat 
zum Scheidebrief gedrängt; aber vor Gottes Wort beugt ſich der König wie 
der Bettler. Der Herr des Himmels und der Erde will eine gläubige Ge⸗ 
meinde. Der Schwache im Glauben wird irre gerührt, läßt er ſich in den 
Freihafen der Civilehe hineintreiben. Sie bedroht das Anſehen der Kirche. 

m Dogenpalaſt zu Venedig befindet ſich das Weltgericht, ein Gemälde mit 
10 um ese 115 ) wie Du 8 5 ſollſt Du gerichtet werden. SER 
Pommern tonftatirt, 1832 ein ebenjo vereinzelt daſtehender Fall in der pra⸗ ich nun die Wahl hätte, einen Paragraphen zu. Ändern Im ber denn die AR 
155 Weltohalen, von 1833 bis 1810 ſind die . ben. ordnung oder ne Verfaſſung, 9 8 ge ir 2 Letztere, denn die Ge⸗ 
ſiger, aber ſind alle auf Rechnung eines damals in Berlin fungirenden fahr, an den ene 5 — driſtlichen Kirche . üt zu groß. 
Geistlichen zu ſtellen; es waren ihrer im Ganzen 21, alle in der Provinz Meine Herren, eine glüdliche Che üt Vorgeschmack des Himmels, mit der 

N ſeit der Mitte der er wird allem Verderben das Thor geöffnet. Ich ſtimme ges 


Gber Jahre lab. Die We Auffoffungen, ‚prelien j ae 6 Eee 
50er Jahre Platz. Die eigerung der Geiſtlichen, geſchiedene Ehegatten Gr. Rittber 2 2 — 
bre + A Be DI EIN Be. 5 g. Indem bei Entwurf eines Chegeſetzes die Strenge ge⸗ 
anderweitig wieder zu trauen, werden immer häufiger; es finden Erör⸗ handhabt wird, näbert's ſich allerdings der ſittlichen Auffaſſung 2 Ir 
Geſetzgeber ſtellt es in ein höheres Licht. In ſofern kann ich dem Vorred⸗ 
ner beiſtimmen: es iſt auf Trennung der Ehe nur wegen der menſchlichen 


3 ſtatt, und nach manchen Vorgängen ſſieht man ſich endlich 
veranlaßt, dieſe Verweigerungen förmlich zu organiſiren. Durch die Verfü⸗ 
Herzenshärtigkeit zu dringen. Aber, m. H., der Juſtizminiſter hat ſich in 


verdienſtlicher Weiſe auf die hiſtoriſche Entwickelung der Sache eingelaſſen 


gung vom 8. Juni wird einzelnen Geiſtlichen die Befugniß entzogen, nach 

ihrem eingenen Ermeſſen die Wiedertrauung geſchiedener Ehegatten zu voll⸗ 
und fie nöthigt zu ernſten Erwägungen. Der Widerſpruch der Geiſtlichen 
nach Gutdünken iſt zu entfernen. Es iſt unerhört. Jemand hat eine rechts⸗ 


ziehen. Eine jpätere Verfügung vom 10. Februar 1859 mildert die Praxis; 
es Vana een Nr mehr die a die Entihelnunn nden er 
den autachtlihen Bericht, und die Entſcheidung war dem Obertir envathe | nu. 5 z A 0 * 
vorbehalten; und ſo iſt denn nach und nach im bürgerliches Recht, ein tie⸗ kräftige Entſcheidung in der Hand und kann doch nichts damit ausrichten. 
fer Riß entſtanden. Es iſt dahin gekommen, daß Unterthanen im Beſitz. 
eines im Namen des Königs 0 89 Urtheils, wonach eine Ehe getrennt 
worden iſt, und ſie zum Eingehen einer neuen Che autoriſirt ſind, dazu nicht 
gelangen können, weil ihnen die prieſterliche Trauung verweigert wird. Ge⸗ 
ſuche um Wiedertrauung wurden Im Jahre 1858: 1906 eingereicht, davon 
wurden 1053 genehmigt und 826 abgeſchlagen! im ahre 1859 wurden 1810 
ſolcher Geſuche eingereicht, 1117 davon wurden genehmigt, 536 abgeichlagen 
und 130 find noch nicht erledigt. Daß bier ein großer Uebelſtand obwaltet, 
wird wohl nicht geleugnet werden können, und daß er durch eine mildere 
Praxis in Ausführung der oben genannten Anordnungen dieſe Uebelſtände 
beſeitigen wird, iſt ſchwer Apen Aang ferner aber ſteht es nicht feſt, daß 
die jetzige Praxis, bei gänzlichem Mangel an zu befolgender Grundjägen nicht 
ſpäter beim Wechſel der Perſonen nicht in eine ſtrenge ſich umwandeln 
könne; und auch die milde Praxis ſchließt nicht aus, daß in mehreren Fällen 
erſonen, welche geſetzlich autoriſirt ſind, ſich wieder zu verheirathen, zur 
Eheloſigkeit verdammt werden. Die milde Praris deckt auch das Bedürfniß 
nicht, weil es nicht feſtſteht, ob die Scheidungsgründe, deren nn 
in Ausſicht geſtellt war, ſelbſt in ihrer Verminderung vom Oberkirchenrat 
anerkannt werden würden. Ferner beſtimmt eine frühere allerh. Kabinetsordre, 
daß mit der Regulariſirung der Wiedertrauung die Einführung der Civilehe ver⸗ 
bunden fein müſſe. Es iſt alſo das Ermeſſen der einzelnen Geiſtlichen nicht mehr 
ſtaethaft. Es 15 nothwendig, dieſe Hergänge feſtzuhalten und zu erwägen, 


ſtatt des Titel I. Abſchnitt 1 und 2 der Geſetzesvorlage folgende Pa⸗ 
ragraphen a pen dlech 5 
1. Zur bürgerlichen Rechtsgiltigkeit einer Ehe wird die kirchliche Trauung 
durch einen Geiſtlichen erfordert, welcher zur Führung eines mit öffentlichen 
Glauben verſehenen Kirchenbuches berechtigt iſt. 
ih Wenn jedoch Perſonen, welche zu einer nach bürgerlichen Geſetzen 
17 Ver Ehe ſchreiten wollen, die Trauung verſagt wird, ſo kann die ehe⸗ 
iche Verbindung mit voller en Giltigkeit vor dem Richter eingegan⸗ 
gen werden, ohne daß es einer Erklärung des Austritts aus der Kirche be⸗ 


darf. 

| 3. Die Schließung und Beglaubigung einer ſolchen Ehe erfolgt nach 
den Vorſchriften der Verordnung vom 30. März 1847 (Geſetzſamml. S. 125). 
Die bürgerliche Rechtsgiltigkeit einer ſolchen Che beginnt jedoch mit dem Zeit⸗ 
punkte der vor dem Richter abgegebenen Erklärung. Auch kann der Che: 
ſchließung vor dem Richter die kirchliche Trauung jederzeit nachfolgen. 

4. Im Uebrigen wird an den Beſtimmungen der Denn vom 
30. März 1847 (Gejepjammlung Seite 125) und des Geſetzes vom 23. Juli 
1847 (Geſetzſammlung Seite 263) ſowie auch der Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 3. April 1854 (Geſetzſammlung Seite 469), nach welchen in außereuro⸗ 
päiſchen Landern die Cheſchließung auch vor einem Konſul erfolgen kann, 
nichts geändert, 

5. Die 88 442 und 443 Th. II. Tit. 11 des Allgemeinen Landrechts 
und der $ 130 des W zu demſelben werden hiermit aufgehoben. 

2. Von Herrn von Meding: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen 
g ſtatt des Tit. I. Abſchnitt 1 und 2 folgende drei Paragraphe zu ſetzen: 

‚Be Für alle Perſonen, die nicht unter die im § 2 und § 3 bezeichne⸗ 
ten Ausnahmen fallen, begründet nach wie vor nur die Trauung durch den 
Geiſtlichen einer Kirchen Gemeinſchaft, die zur Führung eines mit öffentli⸗ 
Ait der Che versehenen Kirchenbuchs berechtigt iſt, die bürgerliche Giltig⸗ 

it der Ehe. 

N 2. Es bewendet bei den Beſtimmungen der Verordn. vom 30. März 
1847 (Geſetzſammlung Seite 125) und des Geſetzes vom 23. Juli 1847 (Ge⸗ 
jegfammlung Seite 263), wonach für bie darin bezeichneten Perſonen zur 
N Giltigkeit ihrer Chen der Abſchluß derfelben vor dem Richter 
erfolgen muß, ſowie des Geſetzes vom 3. April 1854 (Geſetzſammlung 

Seite 469), nach welchem in außereuropäiſchen Ländern die Eheſchließung 
vor Er Konſul erfolgen kann. : 
* b dert Geſchiedenen Perſonen, deren Wiederverheirathung keine in den 
Widder ichen Geſetzen begründete Hinderniſſe entgegenſtehen, denen aber die 
. aus kirchlichen Gründen verſagt wird, iſt die Eheſchließung 
En Re 181 Giltigkeit vor dem Richter in der im $ 16 des Geſetzes vom 
Hi liche Tran vorgeſchriebenen Weiſe geſtattet. Einer ſolchen kann die 
irchliche Trauung jenerzet, nachfolgen. Sand 
Von Herrn Dr, v. Zander: 
Das Herrenhaus wolle beschließen: 
im Titel I, Abſchnitt J. die SS 1 und 2 in folgender Faſſung an⸗ 
1 
» „Die Trauung durch den Geiſtlichen einer der Kirchengemeinſchaften, 
5 Ei Sührung eines mit nien Hauben verſehenen Kirchenbuches 
8 tg Boten deo 7 Fee genie, Me einer ae 
0 AR cher, 7 chloſfen erden mit bürgerlicher Rechtsgiltigkeit auch vor 
10 a, wenn Perſonen, die zu einer Ehe ſchreiten wollen, welche nach den bür⸗ 
i b S und zuläſſig iſt, die Trauun verſagt wird, oder . 
1 wen drautleute vor dem Richter erklären: daß fie die kirchliche 
Trauung nicht in Anſpruch nehmen können. 
4 An der Beſtimmung des Geſetzes vom 3. April 1854 (6.5. Seite 469), 


Die Gerechtigkeit und Würde des Staats erheiſcht, gegen dieſe Mißſtände 
einzuſchreiten. Ich beklage den Diſſenſus, aber es muß ihm rechtlich abge⸗ 
holfen werden, und zwar im Intereſſe der alten Landeskirche ſelbſt. Die 
Wohlhabenden können ſich helfen, ſie laſſen ſich, wenn ihnen Einwendungen 
gemacht werden, in einem benachbarten Lande trauen, aber die Armen nicht: 
wir müſſen deshalb auf Civilehe eingehen. Die obligatoriſche Civilehe 
würde jeden Konflikt am beſten 9 jedoch überſchreitet ſie das augen⸗ 
blickliche Bedürfniß. Was nun die mendements betrifft, ſo iſt zunächſt das 
Brüggemann ſche am beſten, nicht anzunehmen. Sollte es angenommen 
werden, ſo muß die Verfaſſung eine Aenderung erleiden, aber man vergeſſe 
nicht, ein guter Katholik wird eine Che vor dem Richter überhaupt nicht 
eingehen. Das Meding ſche Amendement ſtellt ein dringendes Bedürfniß 
nach Abhilfe auf, aber es bringt nur Halbes. Das Itzenplitz ſche erfüllt das 
5 volljtändig. Man hat gejagt, es hafte ein? tatel an der Civil: 
Ehe, doch iſt dem nicht ſo; nur die ihr vorausgegangenen Umſtände ſind 
verwerflich. Das Zander 'ſche Amendement ſteht eigentlich mit dem Itzen⸗ 
plitz ſchen auf demſelben Boden, nur im zweiten Seil wird auf das Ge⸗ 
wiſſen der Brautleute rekurrirt. Der Zander 'ſche Vorſchlag verdient Beach⸗ 
tung. M. H. Man gebe dem Staate, was des Staates iſt, man gebe 
auch der Kirche das Ihre. Die Geſetzgebung hat die Pflicht, alle Wege zur 
Kirche hin zu Öffnen, nicht zu verſchließeu. 2 

Dr. Homeyer: Mein Votum richtet ſich ſowohl gegen die Regier, Bor 
wie die beſtehenden Konflikte entſtanden find. Möge man bierbei nicht ein⸗ lage, wie gegen die Amendements. Gegen erſtere werden Viele, ge . 
ſeitig werden und hiſtoriſche Thatſachen 1 wollen. Es heißt ferner] tere Wenige ſprechen, darum bekämpſe ich aus dem Grunde ach and 
die wahre Sachlage alteriren, wenn man ehauptet, daß die Regierung In: | ments, wrlche beſonders die Givilnothebe-eritreben. Das Zanderſche würde 
griffe auf die Kirche gemacht hat oder mache. Die Regierung hat im 1 — dement bringt eine verhüllte Fakultativ⸗Civilehe zum Se Iben⸗ 
theil die Kirche geihüßt und ihr Vorſchub geleiftet. Bei Reviſion der Ver: aber jederzeit die reine ſolcher derhüllten vorziehen. Er And haben 5 
faſſungsurkunde hat die Regierung Ni bemüht, die Kirche von der obligato⸗Jplitz' ſchen 8 ſind für die Civilnothehe einge * hiede rverheirathung 
riſchen Civilehe zu befreien. Die Ae ehe vor, da vom 5. Dezember 1848 ſonders praktiſche ) iſtiſche Beläge vor, welche jo gun⸗ 
ſchrieb die Civilehe in ſolch ſtringenter Weiſe vor, daß es fra lich wurde, ob] nothwendig machen. Nun — — aber ſtaliſtiſche die eri chte aus Weſtfalen 
die Geistlichen noch im Stande wären, fortan noch eine Ehe einzuſegnen. en, daß ich auf di 
Bei Ben der an 5 nn Id Sr 5 gegen 
die obligatoriſche Civilehe; Diele amals herabgeſetzt, und die | de 3 
alta erſchien in roſigem Bere Es wurde mit Sinmeifung auf | dieſen 70 Geſuche um Wedefreg del ie e ein doppeltes Unheil vor, 
England die fakultative Civilehe von Männern angeprieſen, deren Namen ich ding⸗Itzenpliß ſprechen. Es Hi ches. Bisher i ſie geradezu unbekannt ge⸗ 
eich nennen wil, well ich es mit der Sache und nicht mit Personen zu thun ein prinzipielles all die pls zich Geftattet werden; Sie beiördert das H 
babe die aber heute nicht verwerflich finden können, was fie damals gelobt weſen und jetzt ſoll ſie P nich liegt die Sache ſo. Die äußerfte Ge⸗ 


drängen auf Scheidung. Für mi 852 } € 
an hat ferner gejagt, die Civilehe ſei ein Widerſpruch mit den Ger ringfügigkeit eines Nothſtandes läßt die Civilehe nicht als nothwendig er⸗ 
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kommenſteuer 2,400,000 L.; 


ſcheinen, dann aber birgt fi in ihr große Gefahr für das religiöſe Be⸗ 
wußtſein des Volks und darum bin ich ſowohl gegen die Regierungs⸗Vor⸗ 
lage, als auch gegen die Amendements. (Bravo rechts). 
v. Meding kahn 0 Amendement. £ 
Frhr. v. Malzahn: M. H.! Menſchliche Verordnungen kommen göttli- 
chen Heilsordnungen nicht gleich; die Civilehe iſt ein 1 Verſuch, 
weil der Staat nur die Rechtsſphäre ſchützt, den religiöſen Charakter aber 
nicht. Das Faktum iſt nicht abzuläugnen, daß Eheſ rl ohne kitch⸗ 
liche Einſegnung immer ſtattgefunden haben, aber die Kirche hat allezeit 
proteſtirt. Bei uns iſt das eine Bewußtſein allein durchſchlagend: kirchliche 
Eheſchließung! Vergeſſen wir nicht, Rom fiel, weil es das Evangelium nur 
eine 8 verſchmähte, und wir ſollten es verſchmähen? Doch nicht der 
Verfaſſung wegen? Können wir berufen ſein, Leuten, welche die Kirche 
verlaſſen 59 den Schein zu geben, als gehörten fie noch zu ihr. Lare 
Geſetzgebungen ſchufen die Civilehe, von Grund meines Herzens rathe ich 
Ihnen, verwerfen Sie das ganze Geſetz mit allen Amendement “s 
Dr. v. Zander. M. H.! Die obligatoriſche Civilehe iſt allein ein gil⸗ 
tiges Auskuünftsmittel und ſpräche ich für fie, ich ſpräche nicht einmal gegen 
das Cvangelium, Aber die obligatoriſche Civilehe iſt heute noch nicht ſtatt⸗ 
ſtaft, ich kann nicht gelten laſſen, daß eine „mildere Praxis“ ſchon geholfen 
habe, oder helfen werde. denn die Praxis ift ihrer Natur nach wandelbar, 
daher bringe ich mein Amendement ein; ich beabſichtige, neben der kirchlichen 
Ehe auch die fakultative Civilehe in milder Form einzuführen. 
(Während dieſer Zeit ſind ſämmtliche Mitglieder des Miniſteriums einge⸗ 
treten, auch der Fürſt von Hohenzollern.) , 
Herr v. Below legt gegen die Worte des Vorredners Verwahrung ein. 
Man konne ſich beim Geldgeben akkommodiren, aber bei jo wichtigen Fragen 
50 es bedenklich, Er würde gegen die Vorlage ſtimmen, aber jei bereit, die 
eſchränkte Civilehe zu acceptiren. Man müſſe den Männern, die uns von 
den Grundſätzen des Allgemeinen Landrechts befreit haben, Dank wiſſen. Es 
5 unwahr, daß es gleichgiltig iſt, ob man in die Ehe eintrete mit dem Ge⸗ 
anken an Gott oder zur Befriedigung von Leidenſchaften. 
Die Debatte wird morgen um 11. Uhr fortgeſetzt. 
Großbritannien. 
[Parlaments⸗ Verhandlungen vom 10. Februar.] Oberhaus⸗ 
Sitzung. Lord Wodehouſe legt den engliſch-franzoͤſichen Han⸗ 
delsvertrag auf den Tiſch des Hauſes nieder. Der Marquis von Nor⸗ 
man by erbittet ſich von Earl Granville Auskunft über einen anſcheinenden 
Widerſpruch zwiſchen den Angaben der engliſchen und der franzöſiſchen Re⸗ 
gierung über die Einverleihung Savoyens und Nizza's in Frank⸗ 
reich. In einem franzöſiſchen Blatte ſei ein Artikel erſchienen, der einen 
1 Charakter trage, oder ſich doch jedenfalls der Sanktion des 
rüheren franzöſiſchen Miniſters des Auswärtigen erfreut habe, und in wel⸗ 
chem geſagt werde, daß die im Unterhauſe von dem engliſchen Miniſter des 
Auswärtigen über Savoyen abgegebene Erklärung zwar nicht unrichtig, doch 
nicht vollſtändig ſei, da nach dem Monat Juli über den Gegenſtand amt⸗ 
liche Verhandlungen zwiſchen der franzöſiſchen und der engliſchen Regierung 
ſtattgefunden hätten. Graf Walewski, ſo heiße es in dem erwähnten Arti⸗ 
kel, habe Lord Cowley erklärt, daß in p der aktiven . 
lands in die Angelegenheiten Mittel⸗Italiens zum Zwecke der Einverleibung 
der mittel⸗italieniſchen Staaten in Piemont, der Kaiſer der Franzoſen es für 
nöthig erachtet habe, auf feine Abſicht, Savoyen und Nizza einzuverleiben, 
zurückzukommen. Er (Normanby), wolle dieſe neue Anwendung der Lehre 
von der „Logik der Thatſachen“ nicht ne aber er habe e3 für feine 
Pflicht gehalten, auf die eben erwähnte Angabe aufmerffam zu machen, und 
bezweifle nicht, daß Lord Cowley ſeine Regierung von jener Mittheilung 
Walewski's in Kenntniß geſetzt habe, Es werde ferner behauptet, die in dem 
en Zeitungs⸗Artitel enthaltene Angabe werde ſich als richtig erwei⸗ 
en, ſobald die betreffenden Aktenſtücke dem Parlament vorgelegt würden. 
Darüber jedoch wolle er keine Meinung abgeben; er würde ſich vielmehr 
ſehr freuen, zu hören, daß nichts Wahres an der Sache ſei. Wenn ſich die 
Sache hingegen wirklich ſo verhalte, wie ſie dargeſtellt worden, ſo würde 
Niemand, möge er auch noch ſo ſehr geneigt ſein, an ſeiner Meinung von 
dem uneigennützigen Patriotismus des Königs von Sardinien feſtzuhalten, 
bezweifeln, daß die franzöſiſche Regierung ſich nie in dieſer Weiſe geäußert 
haben würde, wenn ſie nicht aus irgend einem vorhergegangenen Umſtande 
die Gewißheit geſchöpft hätte, daß der König von Sardinien bereit ſei, ſeine 
alten Erblande zu verſchachern, um ſich das Wohlwollen und die mächtige 
Unterſtützung des Kaiſers der Franzoſen zu erkaufen. Er wünſche nur zu 
erfahren, ob Graf Walewski, als er Miniſter des Auswärtigen geweſen, 
Lord Cowley gegenüber wirklich jene Aeußerung gethan und ob er dabei eine 
Anſpielung auf die mittel⸗italieniſche Politik der engliſchen Regierung ge⸗ 
macht habe. Lord Granville antwortet, es ſei Lord Cowley von dem 
Grafen Walewski keine derartige amtliche Mittheilung gemacht worden. 
Dabei wolle er jedoch nicht leugnen, daß möglicher Weiſe eine Unterredung 
über den Gegenſtand zwiſchen Walewski und Cowley ſtattgefunden habe. 
Der Marquis von Normanby bemerkt, der engliſche Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen habe ſich geweigert, die betreffenden amtlichen Papiere vorzulegen, 
jedoch geſagt, er wolle ſich über das, was ſich zugetragen, ausſprechen. Es 
würde ſehr erfreulich ſein, die Verſicherung zu erhalten, daß die Mittheilung, 
deren der auswärtige Sekretär Erwähnung gethan, die letzte Mittheilung 
über den Gegenſtand geweſen fei. Carl Grey wünſcht zu hören, ob über: 
haupt Mittheilungen irgend welcher Art, gleichviel, ob amtliche oder nicht 
amtliche, ſtattgefunden haben. Lord Wodehouſe entgegnet, er wolle nicht 
in Abrede ſtellen, daß ſeit Juli in einer Unterhaltung zwiſchen dem Grafen 
Walewski und Lord. Cowley der Einverleibung Savoyens Erwähnung ge⸗ 
ſchehen ſei. Doch ſei dabei nichts zur Sprache gekommen, wodurch Lord 
Nen ſich veranlaßt gefühlt hätte, eine Depeſche an ſeine Regierung zu 
richten. 
[Unterhaus⸗ Sitzung.] Nachdem Lord J. 10014 den engliſch⸗ 
franzöſiſchen Vertrag vorgelegt hat, macht der chatzkanzler ſeine 
inanzvorlage. Er hebt zuvörderſt hervor, daß es vornehmlich zwei Um⸗ 
tände gebe, durch welche die Finanzreſultate des vorigen Jahres ſtark be⸗ 
rührt würden, nämlich die Expedition nach China und der engliſch⸗franzöͤ⸗ 
ſiſche Handelsvertrag. Zuerſt will er nur angeben, wie die Lage der Dinge, 
abgeſehen von dieſen beiden, die Berechnung ſthrenden Elementen fein würde, 
und ſodann, wie fie ſich vorausſichtlich unter deren Mitwirkung geſtalten 
würde. Die Einkünfte für das Jahr 1859—60 ſeien auf 69,460,000 L. ver: 
anſchlagt geweſen und würden ſich auf 70,578,000 L. belaufen. Die auf 
69,270,000 L. veranſchlagten Ausgaben beliefen ſich auf nur 68,953,000 L. 
Demnach würde am Ende des e ein Ueberſchuß von 1,625,000 
L. im Staatsſchatze geblieben fein. Aber man müſſe die erwähnten ſtören⸗ 
den Urſachen berückſichtigen. Es ſeien nämlich 900,000 L. für das Heer 
und 270,000 L. für die Flotte herbeizuſchaffen, 1 7 auf Rechnung des 
Handels⸗Vertrages die Summe von etwa 640,000 L. komme. Im Ganzen 
mache dies mithin 1,810,000 L. aus, wodurch man mit einer, wenn 
auch nicht bedeutenden, Summe in's Minus gerathen würde. Aber uner⸗ 
wartete Hilfe ſei gekommen. Eine verbündete und befreundete Regierung, 
die ſpaniſche nämlich, habe eine Schuld bezahlt und 500,000 L. geſchickt, 
wovon die Hälfte den Revenuen vom 31. März (Schluß des Finanzjahrs) 
17 Gute kommen werde. Ziehe man die Bilanz zwiſchen Einnahme und 
usgabe, jo erhalte man für jene 1,875,000 L., für dieſe 1,810,000 L. 
Es werde folglich ein kleiner Ueberſchuß in den Händen des Schatzkanzlers 
bleiben. Er komme nun zu dem verwickelteren Theile ſeiner Aufgabe, näm⸗ 
lich zu den Ausgaben des Jahres 1860-61. Die Voranſchläge ſeien fol⸗ 
ende: Conſolidirte und ſchwebende Schuld 26,200,000 L.; Laſten des con⸗ 
Din Fonds 2,000,000 L.; Heer und Miliz (mit Einſchluß der chine⸗ 
911 7 Expedition) 15,800,000 L.; Kriegsflotte und Paketboot⸗Dienſt 13 
ill. 900,000 L.; vermiſchte Ausgaben des Civilpfenftes 7,500,000 L.; 
Nevenue⸗Departements 4,700,000 L.; Geſammtſumme ‚100,000 L. Die 
Einkünfte ſind mit Are 00 der bis jetzt giltigen Geſetze folgender: 
maßen veranſchlagt: Zölle 22,700, L.; Aceiſe 19,1 0,000 L.; Stempel: 
Gebühren 8,000,000 L.; verſchiedene andere Steuern 3,250,000 L.; Ein: 
eh 3,400,000 L.; Kronländereien 280,000 
L.; Vermiſchtes 1,500,000 L.; Geſammtſumme 60,700,000 L. Daraus 
würde ſich ein Deficit von 9,400,000 L. ergeben. Er beabſichtige nicht, 
daſſelbe durch die Zahlung von Ercheguer⸗Bonds im nächſten November zu 
decken. Er wolle hier zweier Wege een en wie ſich dem Deficit 
abhelfen 755 Der Fortbeſtand der bisherigen Thee⸗ und e würde 
2,100,000 L. und die Einkommenſteuer zu 9 D. pr. L. 7,672,000 L. ein: 
bringen, womit die erforderliche Summe erzielt wäre. Dies würde der eine 
Weg ſein. Der andere würde darin beſtehen, daß man den Kriegs⸗Steuer⸗ 
zu lag auf Thee und Zucker wegfallen ließe und die Einkommenſteuer auf 
Sh. pr. L. feſtſetzte. Wie aber, könnte man dann fragen, würde es in dieſem 
1 — mit ſeinen Berechnungen und Weiſſagungen vom J. 1853 ausſehen? 
enem Jahre habe er darauf gerechnet, daß man durch die neuen Steuern, und zwar 
vornämlich durch die Erbſchaftsſteuer, 2,549,000 L. gewinnen werde, was 
ihn mit der Hinzurechnung anderer erwarteter Einnahme⸗ Vergrößerungen 
zu der Annahme berechtigt habe, auf 5,059,000 L. zu zählen, was ungefähr 
dem Ertrage einer Einkommensteuer von 5 D. pr. L. gleichgekommen wäre. 
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ſei um 1,000,000 L. geringer ausgefallen, als worauf er gerechnet habe. 
Aßerdem habe der Umſtand, daß ein Einnahme ⸗Ueberſchuß nicht zur Re⸗ 
duction der Schuld verwandt worden ſei, die Laſten erhöht, und wegen des 
ruſſiſchen Krieges ſeien neue Schulden contrahirt worden. Dieſe Mehraus⸗ 
gaben beliefen ſich auf 2,720,000 L., obgleich dabei die Einnahme fort⸗ 
während ſtieg. Im 1 2 5 1853 ſeien 58,283,000 L. verausgabt worden und 
wenn die Ausgaben ſeitdem dieſelben geblieben wären, ſo würde ſich für 
1860—61 ein Ueberſchuß von 2,317,000 L. ergeben. Das Haus möge nun 
die beſten Mittel zur Deckung des Deficits von 9,400,000 L. und die zu be: 
folgende Finanz⸗Politik erwägen. Er hoffe, daß es möglich ſein werde, die 
Ausgaben allmälig zu vermindern. Doch dürfte dies nur Schritt für Schritt 
geſchehen, oder man würde das Uebel nur verſchlimmern. Doch ſei der 
mſtand, daß die Ausgaben ſich wahrſcheinlich noch lange auf einer bedeu⸗ 
tenden Höhe halten würden, kein Grund, weßhalb man nicht rüſtig auf der 
Bahn der commerciellen Reform fortſchreiten ſollte. Es beſtehe ein noth⸗ 
wendiger Zuſammenhang zwiſchen der Höhe der Steuern auf Handel und 
Gewerbe und zwiſchen der Fähigkeit, Steuern zu zahlen. Nach Ermäßigung 
des Steuerſatzes hätten Zölle und Aceiſe einen höheren Ertrag geliefert, als 
vor derſelben. Auf welches Princip nun müſſe ſich der Ederen ſtützen? 
Er glaube, die Steuerlaſt müſſe hauptſächlich von den Reichen getragen wer: 
den; andere Klaſſen aber müßten auch das Ihrige zur na der 
für den Staat nöthigen Geldmittel beitragen. Es ſei eine irrige Annahme, 
daß man den arbeitenden Klaſſen die größte, überhaupt mögliche Wohlthat 
durch Ermäßigung der Abgaben auf Thee, Zucker und ähnliche Artikel er⸗ 
weiſe. Am wirkſamſten verbeſſere man ihre Lage vielmehr durch Steuernach⸗ 
läſſe, welche die Gewerbe berührten, die ihnen Beſchäftigung geben. Er 
ſchlage daher vor, die Zucker- und Kaffeezölle noch auf ein Jahr in der bis⸗ 
herigen Weiſe fortbeſtehen zu laſſen. Der Handels⸗Vertrag mit Frankreich 
(ſiehe 1 werde den ge Konſumenten eine 1 e von 
1,737,000 L. gewähren und für die Staatseinkünfte einen Ausfall von 
1,190,000 L. zur Folge haben. Er nun gedenke in den Zöllen noch verſchie⸗ 
dene Reformen eintreten zu laſſen, welche für die Konſumenten einer Erleich⸗ 
terung um 1,040,000 L. und für die Revenuen einen Verluſt von 910,000 L. 
gleichkommen würden. Dieſen Ausfall denke er durch Auferlegung neuer 
Steuern auf gewiſſe Gewerbszweige zu decken. Abzuf afjen gedenke er ſofort 
die Steuern auf Butter Ertrag 95,000 L.), Käſe (44,000 L., Talg 9 7 85 15 
Südfrüchte an L.), Eier 92805 a) Nüſſe (12,000 L.), Muskatnüſſe 
(11000 L.), Papier (10,000 L.), Süßholz (9000 L.), Datteln (700,000 L.) 
und verſchiedene andere weniger erhebliche Artikkl. Im Ganzen würden 
durch dieſen Steuernachlaß 382,000 L. wegfallen. Eine Ermäßigung 
ſchlage er für Bauholz, Korinthen, Roſinen, Feigen und Hopfen 
vor. Den Ausfall ſchätze er auf 910,000 L. Gedeckt werden ſolle er 
durch Regiſtrations⸗Gebühr von 1 D. für jedes ein: und ausge⸗ 
führte Waarenpaket, durch eine mäßige Beſteuerung gewiſſer in Waaren⸗ 
lagern verrichteter Operationen, durch Centner⸗Beſteuerung von Cichorien 
mit 6 Sh. per Centner, Conceſſionen für Wein⸗ und Bierhäuſer, Stempel⸗ 
zwang für gewiſſe Fälle, wo derſelbe bisher nicht beſtand ꝛc. Um aber das 
trotzdem noch immer übrig bleibende Defizit von 9,408,000 L. zu decken, 
ſchlage er vor, die Einkommenſteuer auf ein Jahr fortbeſtehen zu laſſen, und 
zwar in der Höhe von 10 D. per L. für Einkommen von mir als 150 L. 
und in der Hoͤhe von 7 D. für niedrigere Einkommen. Es kommt dies einer 
Erhöhung um 1 D. per L. gleich. Den Ertrag der Einkommenſteuer ſchätze 
er nebſt dem Ertrage der Thee⸗ und Zuckerzölle, die gleichfalls auf ein Jahr 
fortbeſtehen ſollen, auf 8,472,000 L. Rechne man noch dazu den Ertrag ge⸗ 
wiſſer neuer Auflagen auf Malz und Hopfen, ſo erhalte man die Summe 
von 9,872,000 L., ſo daß ſich eine Geſammt⸗Einnahme von 70,564,000 L., 
mithin ein Ueberſchuß von 464,000 L. ergebe. Schließlich ſchlägt der Schatz⸗ 
kanzler vor, die Debatte auf nächſten Donnerſtag anzuberaumen. Da jedoch 
andere Wünſche in Betreff des genannten Tages laut werden, fo erklärt die 
Regierung ſich Fein damit einverſtanden, daß die Debatte bis Montag über 
acht Tage verſchoben werde. 
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Berlin, 13. Februar. Die Stimmung an der heutigen Börſe war eine 

durchaus günſtige. Die Geſchäftsthätigkeit überſchritt aber deſſenungeachtet 
nicht die mäßigen Grenzen, in der ſie 5 ſeit geraumer Zeit bewegt. Als 
erfreuliches Moment mochten wir hervorheben, daß nicht allein die nie 
haltung der Käufer die Umſätze beſchränkte, ſondere daß vielfach, beſonders 
in Bezug auf Eiſenbahnen ſich die Wahrnehmung machen ließ: das Ange⸗ 
bot ſei noch auffälliger am Markte zu vermiſſen als eine rege Kaufluſt. 
Häufig unterblieben Abſchlüſſe, weil man vergeblich die allerdings meiſt nur 
unbedeutenden Poſten nicht leicht aufzutreiben vermochte. Verhehlen läßt 
ſich nicht, daß die wiener Börſe augenblicklich dahin geſtimmt wird, wenig⸗ 
ſtens Coursrückgänge zu vermeiden, um leidliches Terrain für die neue im 
Anzuge begriffene Anleihe zu gewinnen, was vollſtändig verloren ginge, 
wenn die allzugedrückten Courſe die alten Effekten mehr zur Spekulation 
geeignet erſcheinen ließen. Auch der herannahende Medio trug dazu bei, 
die Börſe äußerlich etwas mehr zu beleben, als dies ſonſt der Fall geweſen. 
Für öſterreichiſche Creditaktien bewilligte man bei Prolongationen pro ult. 
einen Deport bis % % Geld, feinſtes Papier erhielt ſich abundant. 
In den Bank⸗ und Creditaktien war der Verkehr im Allgemeinen ſehr 
eingeſchränkt. Oeſterr. Ereditaktien bereits im geſtrigen Privatverkehr feſt, 
eröffneten “ über dem Schlußcours von Sonnabend und hoben ſich noch 
um ½ auf 724; 72% ließ ſich als reel erzielter Preis nicht conſtatiren. 
9 Schluſſe mochten eher Abgeber zu 72% fein als Nehmer. Deſſauer 
atten anfänglich 4% gewonnen, büßten indeß ſpäter daſſelbe und noch 7 
dazu ein, zu 19% blieben Käufer. Genfer gewannen bis 4%, gaben dann 
aber wieder etwas nach (28%), berliner Handel hielt ſich gefragt auf 73%, 
Disc.⸗Comm.⸗Antheile gingen 4% erhöht um, ſpäter blieben Abgeber, die 
nicht unabſichtlich auch die Ache Baß ermäßigten. Darmſtdter behaupteten 
60%, feier 54%, Schleſiſche Bank 72. Norddeutſche ſtiegen abermals 
gegen letzt. 5 

Von Notenbanken waren Braunſchweiger, Weimarſche und Hannoverſche 
offerirt, auch für preußiſche Bankantheile fehlten Nehmer. Dagegen erhielt 
ſich Frage für Thüringer % erhöht bu 49%, für Poſener, Königsberger und 
Danziger zu letzten Courſen; Magdeburger dagegen blieben 1% herabgeſetzt 
zu 76 unverkäuflich. Pommerſche fehlten noch immer zum Courſe von 77. 

Unter den Eiſenbahnaktien zeigten ſich Oberſchleſiſche Litt. A. und C. in 
guter Frage die den Cours von 107% 108% um 1% % ſteigerte; Litt. B. 
fehlte I % ne. 104. Für Freiburger erhöhte fih das Gebot um % % 
auf 79%. Köln⸗Mindener machten ſich zu unveränderter ech 9 knapp, 
auch Rheiniſche ließen ſich ſelbſt 7 % theurer nicht ausreichend haben. — 
Von den leichteren Aktien wurden Nordbahn bis % theurer genommen Oskar 
Mecklenburger gewannen % ; für Kofeler ließ ſich 34 erzielen, für Brieg⸗Nei 
ſer 46, Maſtrichter bedangen unverändert 17, Rhein⸗Nahebahn gewannen , 
Tarnowitzer hielten ſich feſt auf 294. 5 Ä 

Preußiſche Fonds waren wenig belebt; die freiwillige Anleihe erhielt ſich 
99% gefragt; die 5% holte unverändert 104%, die 4% % he alle er % nie 
driger um, erholten ſich re aber wieder; rämien⸗Anlei e allein gewann 
Y baer, e Staatsſchuldſcheine verloren &. Pfandbriefe waren ſeſt, 4% 
Märker, Pommerſche und neue Poſenſche gewannen %, 4% Weſtpreußen 4. 
Märkiſche Rentenbriefe gaben 7 nach; Sachſen um %. 5 

Für Oeſierr. Natioual⸗Anleihe war gute Frage, ohne daß die Umſätze 
ſehr betraͤchtlich waren. Metalliques gewannen 1%, 54er Loofe blieben % 
herabgeſetzt beliebt, für Credit⸗Looſe forderte man % mehr (504). In den 
ruſſiſchen Effekten fand wenig Geſchäft ſtatt, nur Polniſche Schat⸗Obliga⸗ 
tionen gingen in Poſten % herabgeſetzt um; für die Engliſchen Ruſſen war 
nur % weniger zu erzielen, Certifikate A. blieben placirbar. Hamburger 
Looſe ſtellten ſich 4 höher, für Badiſche Looſe bot man 6 e 

. U. 9.8.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 13. Februar, Nachmitt. 3 Uhr. Die zproz. eröffnete zu 67, 75, 
wich auf 67, 60, hob ſich auf 67, 70 und ſchloß bei ſehr geringen Umſätzen 
aber BR feſt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 94% 
gemeldet. 

Schluß ⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 65. 4 proz. Rente 97, 40. Zproz. 
Spanier 42%. Iproz. Spanier 33%. Siiher-Onleihe — Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 495. Credit⸗mobilier⸗Aktien 738. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 542. anz⸗Joſeph —. 

London, 13, le Nachmittags 3 Uhr. 

Conſols 94%, are Spanier 33%. Mexikaner 20. Sardinier 85%. 
öproz. Ruſſen 109%, 4 proz. Ruſſen 97%. 

London, 13. Februar. Der Dampfer „Afrika“ iſt mit Nachrichten aus 
Newyork bis zum 1, d. M. eingetroffen. Der Cours auf London war das 
ſelbſt 108 ½ —109, Fonds waren ſchwankend. Das Geſchäft in Baumwolle 
war leichter, in Weizen unthätig. Mehl und Korn waren niedriger. Aus 
Neworleans wird der Preis von Baumwolle 11% gemeldet. 

Wien, 13. Februar, Mittags 12 Uhr 45 Min. Günſtigere Stimmung. 
Neue Looſe 100, 50. 


n 


5proz. Metalliques 69, —. Ave. Metalliques 61, —.. Bank:Aftien 


863, Nordbahn 195, 30. 1854er Looſe 109, —. National⸗Anlehen 77, 80. 

F 262, 50. Kredit⸗Aktien 191, 20. London 

131, 25. Hamburg 100, 50. Paris 52, 25. Gold 131, —. Silber —, —. 

ham 173, —. Lombardiſche Eiſenbahn 156, —. 
iſenbahn —. 

Frankfurt a. M., 13. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Gün⸗ 
ſtigere Stimmung und ſteigende Tendenz in öſterreichiſchen Fonds und Aktien. 
Umſatz von großer Bedeutung. x 

Schluß⸗Courſe: Ludwigs hafen⸗Berbach 129%. Wiener Wechſel 88. 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 154%. Darmſtädter Zettelbank 220. 12 5 
Metalliques 50%. pre Metalliques 45%. 1854er Looſe 79%. 1 — 
National⸗Anleihe 57, eſterreich.⸗franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 231. 
Oeſterr. 1 758. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 169. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 126. Ahein⸗Nahe⸗Bahn 42%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 96%. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. C. —. g 

Hamburg, 13. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. 
mirt, ſchloß niedriger, jedoch feſt zur Notiz. en 

Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 57%. Oeſterr. Kreditaktien 71. 
Vereinsbank 98%. Norddeutſche Bank 85. Wien — u, 

amburg, 13. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco letzte 
höchſte Preiſe werden bedungen, einiger Handel; ab auswärts nominell un⸗ 
verändert. Roggen loco 1 Thlr. J bezahlt, ab Oſtſee ſtille. Oel pr. 
2 11 pr. Oktober 25%. affee unverändert, 1500 Sack Umſatz. 
ink ſtille. 

Liverpool, 13. Februar. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen vergangenen Sonnabend unverändert. 
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5 Berliner Börse vom 13. Februar 1860. 


Fonds- und Geld-Course. 


Neue Lombard. 


Freiw. Staats-Anleihe]414199%, G. Oderschles. B. 
Staats-Anl. von 1850 dito ©... 
52, 54, 56, 66, 87 1 90% a % be. . dito Prior. A. 
dito 1853 93% 2. dito Prior. B. 
dito 1859] 5 [104% bz dito Prior. D. 
Staats-Schuld-Sch. . 3½%84½ tz. dito Prior. E. 


— 


dito Prior. F. 
Oppeln-Tamow. 
Prinz-W .(St.-V.) 


Präm.-Anl, von 1855 [3% 112% bz 
Berliner Stadt-Obl.. 4% 99 % B. 
Kur- u. Neumärk, |3 


dito dito 06% bz. Rheinische F 
8 Pommersche . 3½% 6 b dito (St.) Pr. 
2 dito neue. 495 ½ ba. dito Prior. 
Posensche . . | 4 100 % @. dito v. St. pr 
2 1 31,100 G. Rhein-Nahe-B. . 
dito neue 88 ba. Ruhrort-Urefeld. 
Schlesische . B14186% 0. Starg.- Posener. 
2 (Kur- u. Neumärk | 4 |93% bz Thüringer. 
Pommersche. 4 3 ½% bs. Wimelms-Bahn 
2 Posensche. 4 |91 8. ito Prier, 
@4Preuswsche . 4 % 6. dito III Em. 
>| Westf. u. Rhein. | 4 |93 ba. dite Prior. St. 
Sächsische . 493 ½ bz. dito dito 
= Schlesische... 4 198 U. 
Lonisdoerr — 105%, bz Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
Goldkronen — 4. 2 bz Div.] Z.- 
Ausländische f erh 
usländisohe Fonds. Berl. K.-Verein| 6% 4 [117 B, 
Oesterr, Metall... . 5 514, be. Berl. Hand.-Ges.] 5½ 4 73½ G. 
dito 5er Pr.-Anl. | 4 |79 etw. bz. Berl. W.-Orod G.] 5 | 5 91%, B. 
dito neue 100 fl. L. | — 50%½ . Braunschw. Bnk.] 6½ 4 23 E. 
dito Nat.-Anleihe 5 153 4 59%, 4 ½ bz. Bremer _ „ a 4 |96 G. 
Russ.-engl. Anleihe. | 5 105 8. Coburg. Crdit. A. 4 152% 0. 
dito 5. Anleihe . | 5 4 G. Darmst.Zettel-B| 5 | 4 90 8. 
do. poln. Sch-Obl. 4 |S114 ba. Darmst (abgest.)) 5½ 4 [60% br. u. B. 
Poln. Pfandbriefe. 4 |- — — Dess.Creditb.-A | 54%] 4 4 19% br. u. G 
dito III. Em. 486 ½ bz. u. B. Dise.-Cm.-Anth 4 |8l etw. Bz. u. B 
Poln, Obl. à 500 FI, | 4 89%, B. Gen£.Creditb.-A| — 4 4 bz. u @ 
dito à 320 El. 5 9% 6. Geraer Bank. 5½ 4 73½% G, 
dito a 200 Fi, | - 122%, G. Hamb.Nrd,Bank| 6 | 4 bz. u. G 
Kurhess. 40 Thlr.. 41% etw. ba. u. B. „ Ver- „ | 543) 48 8. 
Baden 35 FL... ... — 30 ö. Hannov. „| 557] 489 B. G. * 
eipziger „ —454½ G. (. D) 
Aotien-Gourse, Luxembg,Bank .| — | 4 72 b. 
Dis. Magd. Prix. B. 4476 B. 
1858! F. Mein.-Orditb.-A.] 6 | 466 B. 
Aach. Düsseld. . 35% 74 br. Minerva-Bwg.A.| 2 | 5 284% @. 
Aach.-Mastricht.| 0 17 ba. ester. 75 1% 4 7% Ay b. 
Amst.-Rotterd. 5 469 ba Pos. Prov.-Bank| 44 73½ 6. 
Berg. Märkische 4 | 4 73½ bz Vers 2 
5 @. 
2 


Berlin-Auhalter.] 8½ 4 103 ½ G. 
Berlin.-Hamburg| 5% 
Berl.-Pted.-Mgd.| 7 
Berlin-Stettiner | 6 
Breslau-Freib. .| 5 | 4 |79% G. 
Cöln-Mindener .| 7% sh 122% G 

Franz. St.-Eisb. Sr 1301, & 131 ba. 
Ludw.-Bexbach.| Il | 4 [123 8. 
‘Jagd. Halberst. | 13 | 4 |182 bz. 
Magd.-Wittenb. | 1 
Mainz-Ludw. A. 
Meeklenburger..| 2 
Münster-Hamm 
Neisse-Brieger .| 2 . 
Niederschles. . . — | 4 110%, G. 
N.-Schl. Zwgb. .| — 

Nordb, Fr. W.) 2 

dito tion...) — 44% $ 
Vbersehles. A. .| 83, 34, |1071, 4 1081, ba. 


Berlin, 13. Februar. Weizen loco 56-57 
47 Thlr. pr 


Lieferung pr. Nania 27 Thlr. Br., 
kr 
Thlr. bez., Mai⸗Juni 26% Thlr. Br., 264 Thlr. Gld. 


Erbſen, Rod: und Futterwaare 48— 
ebruar und Februar⸗ 
ärz⸗April 10% Thlr. 


‚10%. Tel. Gib, 
Mai: Juni 11% Thlr. Br., 11 Thlr. Gld., September: Oftober 14H 
Thlr. bez. 11% Thlr. Br., 11% Thlr. Gld. 

Leinöl loco 10% Thlr. Lieferung pr. April⸗Mai 1034 Thlr. 

Spiritus loco ohne dur 16%, —% Thlr. bez., Februar u. Februar: 
März 16%, Thlr. bez., 17 Thlr. Br. 16% Thlr. Gld., März⸗April 17% 
Thlr. Br, 17 Thlr. GM, April Mai 17% Thlr. bez, Br. und 
. Juml 14 N deb, um Ol, 1% 91 2 Aan 16 
— Thlr. bez. und Br., 17% Thlr. Gld., Juli⸗ 18% Thlr. bez. 
und Gld., 18% Thlr. Br. uguſt 18% 5 


Breslau, 14. Februar. [Produktenmarkt.] Durch ſchwache Zu⸗ 
fuhren und Angebot von Weben ern nur mäßiges Geſchäft zu were 
derten Preiſen, und feſte Haltung für ſämmtliche Getreidearten. — Oel⸗ und 
Aleeſaaten behauptet. — Spiritus ruhig, pro 100 Quart preußiſch loco 16% 
G., Febr. 16 ½ B. 


Sur. Sgr. 
Weißer Weizen 68 70 73 75 Wicken 50 
dito mit Bruch 54 58 62 66 Winterraps. . . 84 88 90 92 
Gelber Weizen 63 66 68 71 Winterrübſen . . 74 76 78 80 
dito mit Bruch 48 52 56 60 Sommerrübſen . 70 72 76 78 
Brennerweizen 34 38 40 42 Tol 
Geste 37 20 43 46 Rothe Mer 12 27 
erſte 4 ot eefaat 8 9% 10% 11% 1 
Bart 5 25 27 29 30 Weiße dito 4415 20 22724 4 
ocherbſen 54 56 58 62 Thymothee . . 8% 99% 9% 10 


Zuttererbjen . . 45 48 50 52 


merſton fordert Kinglake auf, feinen Antrag betreffs Savo⸗ 
yen aufzuſchieben, bis die Regierung denſelben vollſtändig be⸗ 
ſprechen könne. Kinglake verlangt, daß die Beantwortung 
ſpäteſtens den 20. Februar erfolge. Würde die Diskuſſion 
vertagt, fo könnte fie möglicher Weiſe dem Lalt aceompli 
nachfolgen. Der Antrag Kinglake's wird auf unbeſtimmte 
Zeit vertagt. 

Paris, 14. Februar. Der „Moniteur“ zeigt an, daß 
die Eröffnung des Senats und der Legislative vom 23. Fe 
bruar auf den 1. März vertagt worden fei- 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Anfangs ani⸗ 


